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genteil: Im Grunde verpflichten wir das Assad-Regime
nach wie vor, an einem völkerrechtlichen Vertrag festzu-
halten. Denn wenn wir Staaten, die sich in dieser Art und
Weise verhalten, auch noch aus ihren völkerrechtlichen
Verpflichtungen entlassen, dann entbinden wir sie ja jeg-
licher Verpflichtung. Damit erreichen wir genau das Ge-
genteil von dem, was wir eigentlich wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Daher geht es meines Erachtens darum, dass wir auch
die Tatsache zur Kenntnis nehmen müssen, dass die
Bundesregierung das Notwendige getan hat. Staatssekre-
tär Bergner hat die � ich will es einmal so sagen � Wei-
sung erwähnt. Wir kennen doch alle die Schreiben aus
dem Jahr 2011, in denen es darum geht, dass die zustän-
digen Länder aufgefordert werden, tatsächlich nicht ab-
zuschieben. Insofern muss man deutlich sagen: Auch das
BAMF trägt durch ständig aktualisierte Situations-
berichte dazu bei, dass niemand so tun kann, als könne
er die Situation nicht beurteilen.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Sie reden ständig am Thema vor-
bei!)

Wir müssen deutlich sagen: In diesem Land muss und
darf keiner Angst davor haben, dass er in ein Land abge-
schoben wird, in dem es konkrete Gefahren für Leib und
Leben gibt oder in dem ihm die Folter droht. Genau das
tun wir nicht.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Haben Sie aber! Wenn die Betrof-
fenen in die Botschaft einbestellt werden!)

Versuchen Sie also bitte nicht, den Eindruck zu erwe-
cken, als handele es sich hier um einen herzlosen, gewis-
senlosen und imperialistischen Folterstaat. Das ist defi-
nitiv nicht der Fall.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch am Thema vorbei!)

Ich hoffe nicht, dass Sie auf der Ebene der Diskussion
über die derzeitigen Zustände in Syrien versuchen, etwas
anderes zu transportieren. Es ist eine Art von Migra-
tionspolitik für jene, die am Ende des Tages hier bleiben
sollen und Ihrer Auffassung nach auch hier bleiben
müssten. Ihre Kritik kommt zum falschen Zeitpunkt.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist völliger Quatsch!)

Insofern kann ich nur sagen: Ich glaube, dass es wich-
tig ist, dass wir im Interesse derjenigen, die in diesem
Land berechtigterweise leben, die Position vertreten
müssen, dass wir die Ausreise jener, die zur Ausreise
verpflichtet sind, auch durchsetzen können.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Was hat das denn mit dem Thema
zu tun?)

Diesen Zusammenhang dürfen wir nicht mit der Kündi-
gung eines Rückführungsabkommens, das nicht notwen-
dig ist, verwechseln.

(Zuruf von der LINKEN: Ich hätte gerne eine
klare Auskunft!)

Ich bitte dringend, diese beiden Punkte auseinanderzu-
halten.

Es bleibt dabei: Die bürgerkriegsähnlichen Zustände
in Syrien setzen eine Abschiebung tatsächlich aus. Ge-
nauso verhält sich dieses Land. Wir gehen davon aus,
dass das unsere Partner in der EU auch tun. Deshalb
können wir nur eines machen: diesen Antrag erneut
ablehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsident Eduard Oswald:

Vielen Dank, Kollege Michael Frieser. � Ich schließe
die Aussprache.

Ich komme nun zur Abstimmung über den Antrag der
Fraktion Die Linke auf Drucksache 17/8456 mit dem
Titel �Abschiebestopp und Bleiberecht für Flüchtlinge
aus Syrien�. Wer stimmt für diesen Antrag? � Das sind
die Fraktion Die Linke und die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. Wer stimmt dagegen? � Das sind die Koalitions-
fraktionen. Enthaltungen? � Das ist die Fraktion der So-
zialdemokraten. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales
(11. Ausschuss)

� zu dem Antrag der Abgeordneten Anton
Schaaf, Gabriele Hiller-Ohm, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der
SPD

DDR-Altübersiedler und -Flüchtlinge vor
Rentenminderungen schützen � Gesetzliche
Regelung im SGB VI verankern

� zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang
Strengmann-Kuhn, Wolfgang Wieland, Fritz
Kuhn, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

DDR-Altübersiedler und -Flüchtlinge vor
Rentenminderungen schützen � Gesetzliche
Regelung im SGB VI verankern

� Drucksachen 17/5516, 17/6108, 17/6390 �

Berichterstattung:
Abgeordneter Peter Weiß (Emmendingen)

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. � Sie sind da-
mit einverstanden. Dann ist dies so beschlossen.

Erster Redner in unserer Aussprache ist für die Frak-
tion der CDU/CSU unser Kollege Peter Weiß. Bitte
schön, Kollege Peter Weiß.

(Beifall bei der CDU/CSU)



Deutscher Bundestag � 17. Wahlperiode � 155. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. Januar 2012 18617

(A) (C)

(D)(B)

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich will ganz ehrlich sagen: Es ist nicht leicht, die beson-
dere Situation der Menschen, die vor der Verwirklichung
der deutschen Einheit aus der DDR geflohen und in die
damalige Bundesrepublik gekommen sind, wirklich ge-
recht zu bewerten. Es ist in der Tat auch nicht leicht, eine
gerechte Lösung für das Problem ihrer Rentenansprüche
zu finden.

Wir alle wissen, dass sich mit denjenigen, die es ge-
wagt haben, aus der DDR zu fliehen, in der Regel
schwere Schicksale verbinden. Wir alle wissen, dass zu
einem solchen Entschluss viel Mut und Durchhaltekraft
gehörten, und wir wissen, dass diese Flüchtlinge viel ge-
wagt und auch viel aufgegeben haben. Deswegen haben
wir uns in den vergangenen Monaten noch einmal inten-
siv mit den Argumenten und den Anliegen der Betroffe-
nen hinsichtlich ihrer Rentenansprüche und namentlich
mit der Interessengemeinschaft ehemaliger DDR-Flücht-
linge auseinandergesetzt und zahlreiche Fachleute kon-
sultiert.

Die SPD hat im letzten Jahr einen Antrag vorgelegt
� die Grünen haben sich ihm angeschlossen �, in dem
gefordert wird, dass für die Frage, ob nach dem soge-
nannten Fremdrentengesetz oder nach dem gesamtdeut-
schen Renten-Überleitungsgesetz die Rentenberech-
nung erfolgen soll, ein neuer Stichtag eingeführt wird.
Dieser Stichtag soll der Tag des Mauerfalls, der 9. No-
vember 1989, sein.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wenn man sich
diese Forderung genauer anschaut, stellt man fest: Das
ist kaum ein rechtlich gangbarer Weg, also kein Weg, der
auch verfassungsrechtlichen Prüfungen standhält. Es ist
erstaunlich: Elf Jahre lang � in der Zeit nach der deut-
schen Einheit � hat eine Sozialdemokratin oder ein So-
zialdemokrat das für Rentenfragen zuständige Bundes-
ministerium geführt. Alle Versuche, die Berechnung der
Rente ehemaliger DDR-Übersiedler und -Flüchtlinge
neu zu gestalten, wurden abgewiesen, und man hat da-
rauf bestanden, dass das Renten-Überleitungsgesetz zur
Anwendung kommt.

(Anton Schaaf [SPD]: Unter Blüm ist das so gelau-
fen, Peter Weiß! Das weißt du genau!)

� Ich komme darauf noch zu sprechen. � Kaum sind die
Sozialdemokraten und die Grünen in der Opposition, ist
offensichtlich all das, was man in der Zeit, in der man
selber regiert hat, wusste, anders zu sehen, und man for-
dert einen neuen Stichtag. Es ist zumindest verwunder-
lich, was hier vorgeschlagen wird, und es bedarf schon
einer genauen Prüfung: Woher kommt eigentlich diese
Idee? Würde ihre Umsetzung irgendeines unserer Pro-
bleme lösen?

(Anton Schaaf [SPD]: Die Probleme der Be-
troffenen!)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wenn es so sein
soll, dass für nach 1937 geborene, aber vor dem 9. No-
vember 1989 in die Bundesrepublik gekommene ehe-
malige DDR-Bürgerinnen und DDR-Bürger die Mög-
lichkeit besteht, die Rente entweder nach dem

Fremdrentenrecht oder, falls man sich damit günstiger-
stellt, nach dem Renten-Überleitungsgesetz berechnen
zu lassen, dann stellt sich doch die Frage: Warum soll
das eigentlich für vor 1937 Geborene nicht auch gelten?
Die Frage ist unbeantwortet.

(Anton Schaaf [SPD]: Wir haben es doch in
unserem Gesetz drin!)

� Entschuldigung, uns liegt eine Petition an den Bundes-
tag vor, in der ein vor 1937 Geborener fordert, nach dem
Renten-Überleitungsgesetz und nicht nach dem Fremd-
rentengesetz behandelt zu werden.

Was ist eigentlich mit den Menschen, die zwischen
dem 9. November 1989 und dem 18. Mai 1990, dem Tag
des Staatsvertrages über die Schaffung der Währungs-,
Wirtschafts- und Sozialunion, in die Bundesrepublik ge-
kommen sind? Konnte jemand, der am 10. November
1989 in den Westen kam, wirklich damit rechnen, dass
die deutsche Einheit wiederhergestellt werden würde?
Auch diese Frage bleibt unbeantwortet.

(Anton Schaaf [SPD]: Natürlich! Die Mauer
war gefallen!)

Was ist mit den Menschen, die nach dem Mauerfall und
vor der Schaffung der Wirtschafts-, Währungs- und So-
zialunion nach Deutschland West gekommen sind?

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was ist denn Ihre Al-
ternative?)

Eine weitere Frage ist: Welche Fassung des Fremd-
rentengesetzes sollen wir eigentlich anwenden? Nach
1990 ist das Fremdrentengesetz ja mehrmals geändert
worden. Das betrifft vor allen Dingen die Spätaussiedle-
rinnen und Spätaussiedler, die nach dem heutigen
Fremdrentengesetz nur noch 60 Prozent der Leistungen
bekommen. Nun frage ich Sie: Ist es wirklich im Sinne
der Gerechtigkeit, dass in Deutschland Deutsche Tür an
Tür leben, von denen nach dem Willen der SPD und der
Grünen die einen nur 60 Prozent der Leistungen und die
anderen 100 Prozent der Leistungen nach Fremdrenten-
recht ausgezahlt bekommen sollen? Das hat mit Gerech-
tigkeit nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich wette, dass, wenn wir eine solche Regelung be-
schließen würden, diejenigen, die zurzeit nur 60 Prozent
der Leistungen bekommen, Klage � wahrscheinlich auch
vor dem Bundesverfassungsgericht � erheben und sich
gegen diese Ungleichbehandlung wehren würden.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Kollege Weiß, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Schaaf, der sich auch vorher schon bemerkbar
gemacht hat?

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Bitte schön.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Bitte schön, Herr Kollege Schaaf.
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Anton Schaaf (SPD):
Entschuldigen Sie bitte, dass ich da ein wenig impul-

siv bin, Herr Präsident. Aber an dieser Stelle wird zu-
mindest nicht ganz Korrektes verbreitet.

Wenn wir über DDR-Übersiedler und über DDR-
Flüchtlinge reden, dann gibt es im Prinzip nur einen ein-
zigen Status: Diese Menschen sind nämlich Deutsche.
Wenn wir über Spätaussiedler reden, meinen wir eine
viel größere Gruppe, zum Beispiel auch Russlanddeut-
sche und andere. Das Rentenrecht für diese Menschen
hat sich natürlich verändert; das stimmt.

Eine Günstigkeitsprüfung für Deutsche, die aus der
DDR geflohen sind, ausgebürgert worden sind oder aus
welchen Gründen auch immer in die Bundesrepublik ge-
kommen sind, hat mit der Kürzung von Leistungen nach
dem Fremdrentengesetz aber überhaupt nichts zu tun.
Deswegen haben wir Sozialdemokraten ja vorgeschla-
gen, den Deutschen, die aus der DDR geflohen sind, aus-
gebürgert worden sind oder Ähnliches, die Möglichkeit
einer Günstigkeitsrechnung zu geben. Das miteinander
zu vermischen, Peter Weiß, ist unredlich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Anton Schaaf. � Jetzt, bitte

schön, Peter Weiß.

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Herr Kollege Schaaf, wenn ich Ihrer Fragestellung

entnehmen darf, dass Sie der Auffassung sind, dass das
Fremdrentengesetz in der aktuellen Fassung, also mit
den auf 60 Prozent abgesenkten Leistungen, angewandt
werden soll, dann halte ich Ihnen entgegen, dass die
DDR-Übersiedler und DDR-Flüchtlinge sagen werden:
Genau das wollen wir nicht; wir wollen 100 Prozent
nach dem Fremdrentenrecht bekommen. � Denn wenn
sie nur 60 Prozent bekämen, würden sich die Betroffe-
nen, bis auf vielleicht ganz wenige Ausnahmen, allesamt
nach dem Renten-Überleitungsgesetz besser stehen, und
dann gäbe es überhaupt keinen Anlass für die SPD-Frak-
tion, einen solchen Antrag zu stellen. Er wäre nämlich
schlichtweg unnötig.

(Beifall bei der CDU/CSU � Britta Haßelmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was schlagen
Sie denn vor? Nicht nur Fragen stellen!)

Es wird immer wieder behauptet, dass das, was mit
dem Renten-Überleitungsgesetz gemacht wurde, nicht
rechtens sei. Angesichts dessen ist es bemerkenswert,
dass der 5. Senat des Bundessozialgerichts am 14. De-
zember 2011 ein Urteil gefällt hat, in dem er klarstellt,
dass der Gesetzgeber das Recht und auch Anlass hatte,
DDR-Flüchtlinge und DDR-Übersiedler in das Renten-
Überleitungsgesetz aufzunehmen, zumal über das
Fremdrentenrecht keine Rentenansprüche erworben wer-
den, denen eigene Einzahlungen zugrunde liegen.

Das oberste Sozialgericht in Deutschland hat also
festgestellt, dass das, was der gesamtdeutsche Gesetzge-

ber mit dem Renten-Überleitungsgesetz getan hat, voll
und ganz rechtens ist. Deswegen, verehrte Kolleginnen
und Kollegen, sage ich Folgendes: Bei allem Verständnis
für die DDR-Übersiedler und DDR-Flüchtlinge und ih-
rem Wunsch, eine bessere Lösung zu finden, die viel-
leicht auch außerhalb des Rentenrechts liegen könnte,
können wir nicht einfach ein Gesetz beschließen, das das
Problem nicht löst und das auch nur zu neuen Ungerech-
tigkeiten und zu neuen Problemen führen würde, die uns
alle auf die Füße fallen werden. Daher kann man eine
solche Regelung, wie sie vorgeschlagen wird, schlicht-
weg nicht beschließen. Es ist den ehemaligen DDR-
Flüchtlingen damit nicht geholfen.

Vizepräsident Eduard Oswald:

Sie wollten zum Schluss kommen.

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Ja. � Es ist damit dem gesamtdeutschen Rentenrecht

nicht geholfen. Außerdem ist es verfassungsrechtlich
problematisch, ein Gesetz zu machen, von dem man von
vornherein weiß, dass man garantiert zig Prozesse, auch
vor dem Bundesverfassungsgericht, führen muss. Das
sollte man tunlichst unterlassen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Peter Weiß. � Nächster Redner

in unserer Aussprache ist für die Fraktion der SPD unser
Kollege Ottmar Schreiner. Bitte schön, Kollege Ottmar
Schreiner.

(Beifall bei der SPD)

Ottmar Schreiner (SPD):
Herzlichen Dank, Herr Präsident. � Zunächst einmal

möchte ich an die letzte Bemerkung des Kollegen Weiß
anknüpfen. Herr Kollege Weiß, Sie sagen, Sie wollen
bessere Lösungen. Für bessere Lösungen haben Sie in-
zwischen Jahr um Jahr Zeit gehabt. Geschehen ist nichts.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Interessenverbände der ehemaligen DDR-Flücht-
linge � hier sitzen Kolleginnen und Kollegen der Interes-
sengemeinschaft ehemaliger DDR-Flüchtlinge � haben
sich seit Jahren bei allen Parteien, die im Deutschen
Bundestag vertreten sind, um Korrekturen bemüht. Sie
empfinden das, was geschehen ist, als tiefes Unrecht und
als Gegensatz zu rechtsstaatlichem Vorgehen.

Ich will Ihnen den Sachverhalt aus einer etwas ande-
ren Sicht vortragen, Herr Kollege Weiß und liebe Kolle-
ginnen und Kollegen der Union und auch der FDP: Wo-
rum geht es? Es geht um ehemalige DDR-Bürger, die
damals entweder über den Weg als politische Flüchtlinge
bzw. als freigekaufte politische Häftlinge oder über ein
oft zermürbendes Ausbürgerungsverfahren in den Wes-
ten, in die Bundesrepublik, gekommen sind. Um diese
Menschen geht es.
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Nun hat es bis 1989 einen sogenannten Wegweiser
der Bundesregierung für ebendiesen Personenkreis gege-
ben. Das sind die Übersiedler aus der ehemaligen DDR,
Flüchtlinge, freigekaufte Häftlinge usw. In diesem
�Wegweiser für Flüchtlinge und Übersiedler aus der
DDR� von 1989, 10. Auflage, steht ein schönes Vorwort
des Bundesinnenministeriums. Herausgeber war der
damalige Bundesinnenminister, nämlich Herr
Dr. Schäuble. In diesem Dokument der Bundesregierung
heißt es unter Punkt 17:

� Übersiedler aus der DDR � werden in der ge-
setzlichen Rentenversicherung grundsätzlich so be-
handelt, als ob sie ihr gesamtes Arbeitsleben in der
Bundesrepublik Deutschland zurückgelegt hätten.

Das ist das zentrale Versprechen der Bundesrepublik
Deutschland an die DDR-Flüchtlinge gewesen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Von diesem zentralen Versprechen sind Sie abgerückt.
Zu diesem zentralen Versprechen wollen Sie nicht wie-
der zurückkehren. Das ist der entscheidende Vorwurf.
Herr Kollege Weiß, Sie haben recht, wenn Sie darauf
hinweisen, dass die Führung des Bundesarbeitsministeri-
ums, wer auch immer diese Führung innehatte, in dieser
Frage keine wirklich offensive Rolle gespielt hat. Das
will ich überhaupt nicht bestreiten. Aber lieber spät als
gar nicht.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Betroffenen � es sind immer noch Hunderttau-
sende � empfinden diesen Vorgang, dieses gebrochene
Versprechen der bundesdeutschen Politik, als zutiefst de-
primierend und zutiefst erniedrigend. Es ist aber immer
noch Zeit, dies zu ändern.

Es ist dann geändert worden, aber nicht über das Ren-
ten-Überleitungsgesetz von 1991, mit dem versucht
wurde, die beiden Rentensysteme überwiegend auf der
Grundlage des westdeutschen Systems zu vereinheitli-
chen. Die Rechtsgrundlage, Herr Kollege Weiß, ist im
Jahre 1993 geändert worden, und zwar in Form einer
sehr stark verklausulierten, kleinen Formulierung in ei-
nem angeschlossenen Gesetz. Die Interessenverbände
haben Frau Babel angeschrieben � damals die sozialpoli-
tische Sprecherin der FDP �, sie haben den Kollegen
Cronenberg von der FDP � damals Vizepräsident des
Deutschen Bundestages � angeschrieben. Aber niemand
war sich der Tragweite der damaligen Regelungen, die in
verklausulierter, versteckter Form irgendwo unterge-
bracht worden sind, in Wirklichkeit bewusst.

Wenn man nach den Gründen fragt, lieber Kollege
Weiß, wird es wirklich spannend. Sie haben als Bericht-
erstatter des Ausschusses in der Bundestagsdrucksache
17/6390 � das ist das aktuelle Dokument � Folgendes
formuliert:

Die Fraktion der CDU/CSU verwies darauf,

� in den Beratungen �

dass mit der deutschen Einheit

� jetzt kommt es �

alle Bürger der ehemaligen DDR Bundesbürger ge-
worden seien. Daher sei es systematisch richtig,
dass sie alle nach dem Renten-Überleitungsgesetz
behandelt würden.

Hier wird mit einem ganz faulen sprachlichen Trick
ein Pseudoargument aufgebaut. Es handelt sich bei den
ehemaligen DDR-Flüchtlingen nicht um Bürger der ehe-
maligen DDR, es handelt sich bei diesen Flüchtlingen
um Menschen, die jahre- und teilweise jahrzehntelang
Bürger der Bundesrepublik Deutschland waren und die
unter dem besonderen Schutz des Grundgesetzes stan-
den.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Kollege Ottmar Schreiner, gestatten Sie eine Zwi-

schenfrage unseres Kollegen Karl Schiewerling?

Karl Schiewerling (CDU/CSU):
Herr Kollege Schreiner, Sie sind ja Jurist. Sie haben

seinerzeit im Deutschen Bundestag der Änderung zuge-
stimmt.

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Darauf kommt
es doch gar nicht an!)

Können Sie bestätigen, dass es in der Rentenge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland immer wieder
wichtige Eckpunkte gegeben hat und dass Feststellungs-
bescheide nicht identisch mit den zukünftigen Rentenbe-
scheiden sind, weil in ihnen zunächst nur Feststellungen
getroffen werden?

Können Sie zudem zustimmen, dass es zum Beispiel
im Jahre 2005 Rentenänderungen gegeben hat, obwohl
Feststellungsbescheide und Feststellungen vorher anders
gelautet haben? Das galt zum Beispiel für den Bereich
der Anerkennung von Schul- und Hochschulzeiten. Es
gab somit Änderungen im Rentenrecht auch für die Bür-
gerinnen und Bürger, die nicht aus der DDR geflohen
sind und die schon immer hier gelebt haben. Obwohl der
Feststellungsbescheid vorher etwas anderes ausgesagt
hat, wurden hinterher noch einzelne Punkte geändert.
Stimmen Sie mir zu, dass das im deutschen Rentenrecht
nichts Ungewöhnliches ist und dass auch Menschen, die
hier wohnen, von solchen Änderungen betroffen sind?

Ottmar Schreiner (SPD):
Lieber Kollege Schiewerling, Sie versuchen jetzt, das

Problem mit juristischen Spitzfindigkeiten kleinzureden.

(Anton Schaaf [SPD]: So ist es!)

Es handelt sich aber um ein eminent politisches Problem
und nicht um ein Problem, das man mit juristischen
Spitzfindigkeiten lösen kann. Es geht um die Frage, ob
die Bundesrepublik Deutschland in Gestalt ihrer verant-
wortlichen Politiker Hunderttausende von Menschen be-
trogen hat. Es geht darum, ob sie ihr Wort gegenüber
denjenigen gebrochen hat, die, wie der Kollege Weiß zu
Recht ausgeführt hat, ein zum großen Teil schweres
Schicksal zu ertragen hatten, die viel gewagt und viel auf
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sich genommen haben und die teilweise unter Gefahr für
Leib und Leben ihr Land verlassen haben. Es geht da-
rum, ob es angemessen ist, dieser Gruppe von Menschen
gegenüber das Versprechen, das man gegeben hat, zu
brechen. Es geht nicht um juristische Spitzfindigkeiten
über irgendwelche kleinen Details, sondern es geht um
diese Kernfrage.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Ich will es noch zuspitzen, Herr Kollege
Schiewerling, weil aus meiner Sicht die Situation aus
dem Blickwinkel der Betroffenen noch viel dramatischer
ist. Bei dem Renten-Überleitungsgesetz haben wir sei-
tens der SPD � das können Sie in den Dokumenten des
Bundestages nachlesen � immer wieder Bestrebungen
der Union zurückgewiesen, strafrechtliche Elemente in
die Sozialgesetzgebung einzuführen. Dieser Versuch ist
seitens der Union mehrfach unternommen worden � ge-
legentlich erfolgreich. Beispielsweise sind für die soge-
nannten systemnahen Berufsgruppen � ein typisches
Beispiel ist die Mitarbeit bei der Staatssicherheit � die
Renten gedeckelt worden mit dem überhaupt nicht nach-
vollziehbaren Argument, dass Menschen aus diesen so-
genannten staatsnahen Systemen rentenmäßig besserge-
stellt werden als die meisten anderen.

Aus diesen Gründen ist gedeckelt worden. Wir haben
Sie davor gewarnt. Wir haben gesagt, dass die deutsche
Sozialgeschichte frei ist von solchen strafenden Elemen-
ten. Man muss strikt trennen zwischen der Sozialgesetz-
gebung auf der einen Seite und der Strafgesetzgebung
auf der anderen Seite. In dieser langen Tradition hat es
lediglich eine einzige Ausnahme gegeben, und zwar
nach 1933.

Die Renten der sogenannten staatsnahen Berufsgrup-
pen sind fast alle auf dem Wege gerichtlicher Korrektu-
ren geändert worden. Im Ergebnis hat das zu der Situa-
tion geführt, dass Renten, die aus Stasitätigkeiten
bezogen werden, aufgrund der damaligen Gesetzgebung
und der gerichtlichen Korrekturen zu erheblichen Teilen
höher sind als die nach unten abgestuften Renten von
DDR-Flüchtlingen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das heißt, die Renten der Täter sind höher als die Renten
der Opfer. Das muss doch von den Opfern, die damals
aus welchen Gründen auch immer herüberkamen � es
war die Zeit des Kalten Krieges � und als die großen
Freiheitshelden gefeiert worden sind, als eine tiefe De-
mütigung empfunden werden. Sie müssen das tiefe Ge-
fühl haben, dass der deutsche Rechtsstaat sie vergessen
hat, dass er sie im Stich lässt und seine Versprechen
nicht einlöst. Darum geht es. Deshalb glaube ich, dass
wir gut beraten wären, das zu ändern.

Herr Dr. Kolb, weil Sie hier anschließend sprechen,
möchte ich darauf hinweisen: Es gibt eine Reihe von Do-
kumenten zur Position der FDP; ich kann hier Frau
Dr. Babel, Herrn Cronenberg, die amtierende Justiz-
ministerin und viele andere mehr zitieren.

(Karl Schiewerling [CDU/CSU]: Sie haben meine
Frage nicht beantwortet, Herr Kollege!)

Herr Kollege Schiewerling, ich glaube, es ist nicht zu
spät; wir können das immer noch korrigieren. Es muss
nicht Punkt für Punkt und Komma für Komma der Weg
eingeschlagen werden, den wir Ihnen vorgeschlagen ha-
ben. Bei all der Kritik, die ich vom Kollegen Weiß ge-
hört habe, ging es eigentlich � Herr Kollege Weiß, neh-
men Sie es mir nicht übel! � um Kinkerlitzchen. Es ist
wirklich keine bewegende Frage, ob man einen Stichtag
im November 1989 oder im Mai 1990 wählt. Man kann
darüber seriös reden, wenn man die Korrekturen im
Grunde will.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie wirklich die Korrekturen wollen, dann kriegen
wir das korrigiert. Sie müssen das nur wollen. Mein Ein-
druck ist eher, dass Sie Vorwände suchen, um das Thema
möglichst aus dem Feuer zu holen.

Es war schwierig genug � ich kann das hier einmal sa-
gen �, überhaupt eine Plenardebatte zu dem Thema hin-
zubekommen. Sie hatten ein fundamentales Interesse da-
ran, dass das Thema irgendwann in die Abendstunden
verschoben wird, dass möglichst alles zu Protokoll gege-
ben wird und eben keine Debatte bei Tageslicht stattfin-
det. Das entspricht nicht der Bedeutung dieses Themas
und den Erwartungen der Betroffenen.

Herr Kollege Weiß, ich will noch eine Anmerkung
machen. Sie haben in Ihrem Bericht einen zweiten
Grund angegeben: Wenn wir hier eine Regelung träfen,
könne dies ein Präzedenzfall sein; andere Gruppen könn-
ten dann ihre Rentenansprüche korrigiert wissen wollen. �
Von einem Präzedenzfall kann überhaupt keine Rede
sein, weil es sich um eine völlig andere Rechtsstruktur
handelt. Es geht hier um Deutsche im Sinne des Grund-
gesetzes, denen ein Versprechen gemacht wurde. Bei al-
len anderen Gruppen ist das nicht so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Deshalb ist der Hinweis, dass da eventuell millionen-
oder milliardenschwere Zusatzkosten entstehen, regel-
recht an den Haaren herbeigezogen, lieber Kollege Weiß.
Auch darüber kann man in Ruhe reden.

Insofern meine ich: Wenn auf Ihrer Seite der politi-
sche Wille vorhanden wäre, hier wirklich zu einer ver-
nünftigen Korrektur zu kommen, zugunsten von Men-
schen, die es wirklich verdient hätten, dann könnten
Änderungen erfolgen; ich brauche nicht zu wiederholen,
was ich gesagt habe. Aber es ist nichts anderes als Heu-
chelei, wenn Ihren Worten keine Taten folgen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deshalb fordern wir Sie auf: Bekennen Sie sich dazu!
Sagen Sie zu, dass wir das in absehbarer Zeit korrigie-
ren!
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Im Übrigen liegen dem Petitionsausschuss des Deut-
schen Bundestages entsprechende Petitionen vor.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Herr � �

Ottmar Schreiner (SPD):
Wir können das Thema also, wenn die Debatte heute

Abend beendet ist, im Rahmen der Behandlung der Peti-
tionsbegehren weiter verfolgen und es, wenn Sie denn
wollen, möglichst zeitnah zu einem vernünftigen Ab-
schluss bringen. � Herr Präsident, es haben sich mehrere
Kollegen zu einer Zwischenfrage gemeldet; sie sind jetzt
ganz munter geworden.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Ja. Ich wollte zwischen Ihre Sätze kommen.

Ottmar Schreiner (SPD):
Ach so! Ich versuche, das in der knappen Zeit mög-

lichst angemessen auszuführen.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das war aber schwierig, weil Sie beim Reden aufs

Atemholen verzichtet haben. � Jetzt möchte Ihnen der
Kollege Weiß eine Frage stellen.

Ottmar Schreiner (SPD):
Herr Kollege Weiß, bitte.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Bitte.

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Herr Kollege Schreiner, da Sie dem Parlament we-

sentlich länger angehören als ich, kennen Sie die Usan-
cen des Parlaments. Die Behauptung, wir hätten diese
Debatte in den Abend verschoben, fällt doch auf Sie sel-
ber zurück. Denn die Oppositionsfraktionen können
selbstverständlich auch für die Kernzeiten, etwa für den
Donnerstagmorgen, die von ihnen gewünschten Punkte
anmelden. Die Frage ist: Warum hat die sozialdemokra-
tische Fraktion dieses Thema nicht für einen früheren
Tagesordnungspunkt angemeldet? Dann wäre das Thema
ohne Widerspruch von uns zu einer früheren Uhrzeit dis-
kutiert worden.

Zweitens. Sie haben im Gegensatz zu mir, der ich erst
1998 ins Parlament gewählt wurde, an der entsprechen-
den Gesetzgebung mitgewirkt und sagen jetzt, dass hier
ein Versprechen gebrochen worden sei. Dann frage ich
Sie, Herr Kollege Schreiner: Warum haben Sie, um es
mit Ihren Worten zu sagen, ein Versprechen gebrochen?

Ottmar Schreiner (SPD):
Das habe ich erklärt.

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Sie haben an dieser Gesetzgebung mitgewirkt. Kön-

nen Sie uns erklären, warum in den Zeiten, in denen So-

zialdemokraten das zuständige Bundesministerium für
Arbeit und Soziales geführt haben, keine Gesetzesinitia-
tive seitens der Regierung mit dem Ziel einer Korrektur
ergriffen wurde?

(Anton Schaaf [SPD]: Dazu hat er doch auch
etwas gesagt! Was soll der Quatsch?)

Das würde uns wirklich interessieren.

Ottmar Schreiner (SPD):
Ich glaube, ich habe eben sehr ausdrücklich gesagt,

dass bei diesen Fragen unabhängig von der jeweiligen
politischen Führung des Ministeriums geblockt worden
ist.

(Beifall bei der SPD)

Gleichzeitig habe ich aber gesagt: Es ist nicht zu spät.
Die Betroffenen und ihre Verbände sind nach wie vor
sehr rührig. Ich weiß, dass sie auch bei Ihnen häufig prä-
sent sind, dass sie bei Ihrem Fraktionsvorsitzenden und
Ihrem Arbeitsgruppensprecher präsent sind. Sie sind
nach wie vor richtig dabei. Ich kann nachvollziehen,
dass die Empörung aufgrund des dargestellten Sachver-
halts riesengroß ist. Es geht ihnen in erster Linie wohl
gar nicht um das Geld. Es geht ihnen um die Wiederher-
stellung von Vertrauen in den deutschen Rechtsstaat.
Das ist ihr Kernmotiv. Das können wir wieder heilen,
das können wir reparieren, wenn wir denn wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Ich war damals übrigens bei der Verhandlungsgruppe
zum Renten-Überleitungsgesetz dabei. Ich habe damals
alle Höhen und Tiefen mit dem Kollegen Dreßler und
der Kollegin Regine Hildebrandt miterlebt. Als Minder-
heit hatten wir häufig versucht, manches zu korrigieren.
Das ist nur in sehr geringen Teilen gelungen; denn es
hieß: Mehrheit ist Mehrheit. Zu der hier in Rede stehen-
den Frage gab es keine Plenardebatte; es gibt überhaupt
keine Hinweise, in welcher Form diese Veränderung
1993 durch das Parlament gebracht worden ist.

Ich habe eben darauf hingewiesen, dass die Interes-
senverbände unter anderem meine damalige Kollegin,
Frau Dr. Gisela Babel � ich war Anfang der 90er-Jahre
sozialpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion �,
angeschrieben haben. Man konnte von ihr halten, was
man wollte, aber sie war eine sehr standfeste, prinzipien-
treue Frau,

(Dr. Martina Bunge [DIE LINKE]: Das
stimmt!)

allerdings leider Gottes bei der falschen Firma, nämlich
bei der FDP. Aber es war eine Frau, auf die man sich
verlassen konnte.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
SPD und der LINKEN � Pascal Kober [FDP]:
Da war sie auch richtig!)

Sie hat den Interessenverbänden in einem Schreiben
an einen Bürger vom 18. April 2004 dargelegt:
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Es kommt also viel zusammen und ich kann gut
verstehen, dass Sie auf Grund all dieser Vorkomm-
nisse Zweifel an der Demokratie und am Rechts-
staat hegen.

So Frau Dr. Babel. � Ich würde von den Kollegen der
FDP heute solch ein Bekenntnis zur soliden Rechtsstaat-
lichkeit auch gerne hören.

Sie schreibt auch:

Das Renten-Überleitungsgesetz sollte Rechtseinheit
� bringen. � Das Fremdrentengesetz beruhte auf
dem politisch gewollten Grundsatz, dass den über
den Eisernen Vorhang Geflohenen eine Alterssiche-
rung gewährt werden sollte. Diese beiden Tatbe-
stände hätten weiter nebeneinander bestehen blei-
ben können und müssen.

Es hat nicht den geringsten Zwang gegeben, das zu
vereinheitlichen. Was Sie in Ihrem Bericht geschrieben
haben � ich habe es eben formuliert �, entspricht nicht
im Geringsten dem Sachverhalt. Es geht nicht um Bür-
ger der ehemaligen DDR, sondern es geht um Bürger,
die jahrzehntelang in der Bundesrepublik Deutschland
leben. Da kann man doch nicht einfach Äpfel mit Birnen
vergleichen. Genau das machen Sie.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Kernzeit!)

� Was?

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Die Kern-
zeit war gefragt!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Herr Kollege Schreiner, der Kollege Vaatz würde Ih-
nen gern auch noch eine Zwischenfrage stellen. Lassen
Sie sie zu? Das ist die letzte, die ich jetzt zulasse, weil
Sie am Ende Ihrer Redezeit sind.

(Iris Gleicke [SPD]: Ich wollte gerade sagen!
Sind Sie sich sicher, dass die Herren das heute
noch verstehen? Macht nicht den Eindruck,
und zwar egal, ob das Kernzeit ist oder Abend-
debatte!)

Ottmar Schreiner (SPD):
Ich hoffe, Sie machen jetzt keinen Volkshochschul-

kurs.

Arnold Vaatz (CDU/CSU):
Herr Kollege Schreiner, ich habe eine Frage zum

staatsrechtlichen Status, den Sie herausgearbeitet haben.
Sie haben gesagt, dass die Flüchtlinge aus der DDR als
Bürger der Bundesrepublik Deutschland einen anderen
staatsrechtlichen Status gehabt hätten als die in der DDR
verbliebenen Menschen, die 1990 im Zusammenhang
mit der Wiedervereinigung in die Bundesrepublik ge-
kommen sind.

(Anton Schaaf [SPD]: Rentenrechtlich ja!
Rentenrechtlich war das so!)

Sie sagen, die im Westen hätten unter der Fürsorge des
Grundgesetzes gestanden.

Ich frage Sie: Ist es nicht der Tatsache zu verdanken,
dass der Begriff �alle Deutsche� sich in etwa fünf oder
sechs Artikeln der ersten 20 Artikel des Grundgesetzes
findet, dass die damaligen DDR-Bürger genauso in die
Fürsorgepflicht des Grundgesetzes gestellt worden sind,
allerdings mit dem Unterschied, dass das Grundgesetz
gehindert war, für diese DDR-Bürger zu wirken, solange
sie in der DDR davon abgeschottet waren?

(Iris Gleicke [SPD]: Warum haben wir ein Ren-
ten-Überleitungsgesetz 1992 gemacht? Das ist
doch bescheuert hier! Meine Güte! Also echt!
Wem der Herr ein Amt gegeben, dem gebe er
auch Hirn! � Weiterer Zuruf von der SPD: Ich
beiße gleich in die Tischkante! Das ist unsäg-
lich!)

Ottmar Schreiner (SPD):

Herr Kollege Vaatz, ich will hier nicht den Eindruck
entstehen lassen, als ob mit dieser Argumentation ehe-
malige DDR-Bürger diskriminiert werden würden. Das
ist mitnichten der Fall. Der Unterschied ist ein ganz ein-
facher: In dem Augenblick, in dem die politischen
Flüchtlinge den bundesdeutschen Boden betreten hatten,
wurden sie eingegliedert; sie galten also ab sofort als
Staatsbürger der Bundesrepublik Deutschland. Mit die-
ser neu erworbenen Staatsbürgerschaft

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Sie wurde
nicht erworben! Das ist Quatsch!)

wurde das eben zitierte Versprechen der deutschen Poli-
tik verbunden, Anwartschaften nach dem Fremdrenten-
gesetz für Berechnungen zugrunde zu legen, das heißt,
ihre Arbeitsbiografie in der DDR wird so gewertet, als
ob sie in der Bundesrepublik Deutschland abgeleistet
worden wäre. Über die Gründe für diese Regelung mag
man sich streiten. Es ist jedenfalls die Regelung, auf die
sich Hunderttausende von Betroffenen verlassen konn-
ten und verlassen mussten.

Das war bei der Einheit eine rechtlich völlig andere
Situation. Der ehemaligen DDR-Bevölkerung ist über-
haupt nichts versprochen worden, was Rentenanwart-
schaften anbelangt,

(Iris Gleicke [SPD]: So ist es!)

sondern es ging darum, ein Rentensystem aus dem Bo-
den zu stampfen, das auch den Bürgerinnen und Bürgern
der DDR gerecht werden konnte. Ich glaube, dass das
nach monatelangen Gesprächen und Verhandlungen zwi-
schen der Unionsfraktion, der FDP-Fraktion und der so-
zialdemokratischen Fraktion im Großen und Ganzen
auch gelungen ist. Es ist eine Lösung gefunden worden,
die in der Anfangsphase der deutschen Einheit befrie-
dend wirken konnte.

Aber die Rechtsgrundlagen waren völlig andere. Des-
halb vergleicht der Kollege Weiß, der am Anfang seiner
juristischen Bemühungen ist, hier leider Äpfel mit Bir-
nen und kommt dann zu diesen Fehlorientierungen.
Wenn Sie, Herr Kollege Vaatz, bereit wären, in der
nächsten Zukunft den Gedanken des Kollegen Weiß und
hoffentlich mehrerer anderer Ihrer Fraktion, hier alsbald
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zu einer vernünftigen Lösung zu kommen, mitzutragen,
wäre viel gewonnen. Deshalb im Vorhinein: Herzlichen
Dank und viel Glück bei der Mitarbeit bei diesem außer-
ordentlich schwierigen und sensiblen Thema!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Heinrich Kolb von

der FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Heinrich L. Kolb (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Herr Schreiner, auch wenn meine Redezeit begrenzt ist,
kann ich das, was Sie heute hier an Schauspiel geboten
haben, nicht unkommentiert lassen.

(Anton Schaaf [SPD]: Ach, Herr Kolb! � Wei-
tere Zurufe von der SPD)

Herr Kollege Schaaf, wir sind nicht nur beim Thema
Rente, sondern auch bei anderen sozialpolitischen The-
men einiges von Ihnen gewohnt, was die Flexibilität und
Wendigkeit anbelangt.

(Ottmar Schreiner [SPD]: So ein Stuss!)

Aber ich finde, jemand, der neun Sterne im Handbuch
des Deutschen Bundestages hat, also diesem Haus neun
Legislaturperioden angehört,

(Iris Gleicke [SPD]: Als wir das Renten-Über-
leitungsgesetz gemacht haben, waren wir alle
Mitglieder! Nebelkerzen!)

und auch an entscheidender Stelle gewirkt hat in Phasen,
in denen die Möglichkeit bestanden hätte, etwas zu tun,
kann sich heute nicht hier hinstellen und so eine Rede
halten, wie Sie es getan haben, Herr Kollege Schreiner.
Das geht nicht.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Das ist aus meiner Sicht ein neues, für mich jetzt das er-
schütterndste Beispiel von Geschichtsvergessenheit, was
Sie hier abgeliefert haben. Das kann ich nicht anders
sagen.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Zur Sache! Die Re-
dezeit aufs Thema verwenden, Herr Kolb! Sie
wären selbst für eine Volksschauspielbühne
nicht geeignet! Sie versuchen gerade, das
Thema nicht zu berühren!)

Alle Fakten, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
SPD, die Sie hier vorgetragen haben, lagen in der Zeit
von 1998 bis 2009 schon genauso vor. Sie müssen sich
persönlich fragen � das müssen sich natürlich auch dieje-
nigen, die in der Zeit Verantwortung hatten, fragen las-
sen �, warum Sie nicht gehandelt haben.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Sagen Sie mal etwas
zum Thema! � Dagmar Ziegler [SPD]: Sie sol-
len zum Thema reden! � Dr. Martina Bunge

[DIE LINKE]: Treten Sie mal in die Fußstap-
fen von Frau Babel!)

� Dazu komme ich ja noch. � Das müssen Sie sich vor-
halten lassen.

(Zuruf von der SPD: Thema verfehlt!)

� Wie Sie sich hier aufregen, zeigt ja nur, dass das genau
der Stich ins Wespennest ist, Herr Schreiner.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Sie wollen hier jetzt opportunistisch vorgehen. Aber
in Zeiten, in denen Sie hätten handeln können, haben Sie
es nicht getan. Das werfe ich Ihnen vor.

Es ist auch so, dass das nicht nur unter einem Minister
so war. Manchmal kann es ja sein, dass da jemand in der
Verantwortung ist, der sagt, er mache das nicht mit. Es
ist in den elf Jahren Ihrer Regierungszeit nicht nur ein
Minister am Wirken gewesen ist, sondern es hat fünfmal
die Möglichkeit gegeben, einen Anlauf in dem Sinne zu
unternehmen, wie es heute von Ihnen hier vorliegt,

(Ottmar Schreiner [SPD]: Es ist nicht zu spät!
Sie haben jetzt die Möglichkeit zur Korrek-
tur!)

und zwar bei Clement, bei Müntefering, bei Riester, bei
Scholz.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Gelaber, Gelaber,
Gelaber! Unglaublich!)

� Nein! � Bei allen hätte das geschehen können. Für die
Grünen gilt das genauso. Die sind da ja nicht besser; Sie
vielleicht schon.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Sie haben mit 3 Pro-
zent noch 3 zu viel! � Beifall bei der SPD)

� Nein, nein. � Also, die Grünen hätten in ihrer immer-
hin siebenjährigen gemeinsamen Regierungszeit � da
können Sie sich nicht mit dem Koalitionspartner heraus-
reden � auch Gelegenheit gehabt, hier etwas zu tun.

Das wollte ich vorab einmal deutlich feststellen.

Dann will ich Folgendes sagen: Das Thema, das wir
heute diskutieren, ist sicherlich eines der schwierigsten
und auch unbefriedigendsten. Das räume ich ein. Ich be-
schäftige mich seit etwa zehn Jahren mit dem Thema
und muss sagen: Es gibt aus meiner Sicht keine Lösung,
jedenfalls keine Lösung im Sinne dessen, was heute hier
vorgeschlagen worden ist, um das Problem zu lösen;
denn � das hat der Kollege Weiß, denke ich, zu Recht
und auch klar herausgearbeitet � eine Stichtagsregelung
führt am Ende zu neuen Ungerechtigkeiten.

(Dr. Martina Bunge [DIE LINKE]: Ohne Stichtage
kommt das Sozialrecht nie aus!)

Sie können möglicherweise denen helfen, die uns in
den letzten Jahren sehr intensiv auf dieses Thema hinge-
wiesen haben. Aber es ist unvermeidlich, dass Sie neue
Fragen aufwerfen.

(Anton Schaaf [SPD]: Welche denn genau?)
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Das würde dazu führen, dass der nach höchstrichterli-
chen Entscheidungen jetzt eingekehrte Rechtsfrieden, je-
denfalls vor den Gerichten, wieder aufgebrochen würde
und dass wir eine neue Klagewelle in diesem Bereich er-
leben würden. Das halte ich nicht für zielführend.

(Anton Schaaf [SPD]: Was denn genau? �
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Von wem denn? Wa-
rum denn?)

Deswegen haben wir einen anderen Lösungsansatz
verfolgt � Sie kennen ihn; wir haben ihn mit Anträgen
hier im Deutschen Bundestag eingebracht �, nämlich
den Lösungsansatz eines Nachversicherungsangebots,
der unverändert im Raum steht und der die Nachteile Ih-
rer Lösung vermeidet.

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Er ist unso-
lide!)

� Nein, er ist nicht unsolide. Es ist ein Angebot an alle
Versicherten. Es ist eine individuelle Entscheidung, ob
man dieses Angebot annehmen will. Ich habe immer
deutlich gemacht, dass sich dieses Angebot nicht nur an
eine Gruppe der Betroffenen richtet, sondern auch an an-
dere Gruppen, deren Situation natürlich nicht vergleich-
bar ist mit der Situation der DDR-Flüchtlinge und der
Frühübersiedler. Dieses Angebot wollten wir allen unter-
breiten. Wir haben in diesem Haus aber keine Mehrheit
dafür gefunden.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Möglichst bei Herrn
Maschmeyer in Hannover! � Anton Schaaf
[SPD]: Mit Sicherheit nicht!)

Wenn Sie sagen, dass es nicht zu spät ist, dann gebe
ich Ihnen recht. Sie sind aufgefordert, auf den von uns
vorgeschlagenen Weg einzuschwenken. Dieser Weg ist
der einzige, der in rechtlicher Hinsicht befriedigend ist,
weil er keine neue Prozesslawine in diesem schwierigen,
verminten Gelände hervorrufen würde.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Vielleicht sollten
Sie mal einen leichten Minenräumer einset-
zen!)

� Bitte?

(Ottmar Schreiner [SPD]: Statt nach Hannover
zu Herrn Maschmeyer zu gehen, sollten Sie ei-
nen Minenräumer einsetzen!)

� Herr Kollege Schreiner, diese Art von Zwischenrufen
zeigt nur, wie ernst Sie dieses Thema nehmen. Ich finde
das, was Sie dazwischengerufen haben, peinlich.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU � Iris Gleicke [SPD]: Jedenfalls
deutlich intelligenter als die Zwischenfragen,
die Sie gestellt haben!)

Das wird der Sache wirklich nicht gerecht.

Der Herr Kollege Schaaf möchte, glaube ich, eine
Zwischenfrage stellen. Will er, oder will er nicht?

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Der Herr Kollege Schaaf würde gerne eine Zwischen-

frage stellen, Herr Kolb.

Dr. Heinrich L. Kolb (FDP):
Ja.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Bitte schön.

Anton Schaaf (SPD):
Ich danke Ihnen, Herr Kolb, und ich danke Ihnen,

Herr Präsident, dass Sie diese Zwischenfrage noch zu-
lassen. � Herr Kolb, ich würde Sie gerne fragen: Wann
sagen Sie endlich etwas zum Thema? Langsam finde ich
das, was Sie da gerade betreiben, wirklich nur noch pein-
lich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Sie umschiffen das Thema. Wir haben hier eine Fall-
gruppe, die mit anderen sicherlich nicht vergleichbar ist.
Diese Gruppe ist in sich aufgespalten, und zwar auf-
grund eines nachträglich in das Rentenrecht eingefügten
Stichtages. Den Betroffenen ist noch nicht einmal be-
kannt gegeben worden, dass aufgespalten wurde.

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Genau so!
Richtig!)

So läuft das Spiel. Diese Gruppe ist nicht vergleichbar
mit irgendeiner anderen Gruppe. Nun sagen Sie, dass die
FDP den klugen Vorschlag gemacht hat, dass sich die
Betroffenen nachversichern können. Was Sie da machen,
ist Folgendes: Ein kollektives Versprechen der Bundes-
republik Deutschland an die Betroffenen wollen Sie in-
dividualisieren und privatisieren. Genau das wollen Sie
machen.

Wir Sozialdemokraten haben eine Idee entwickelt.
Diesen Vorschlag � Einführung eines neuen Stichtages �
muss man ja nicht unterstützen. Es hat auch ein wenig
gedauert, bis wir diese Idee hatten.

Dr. Heinrich L. Kolb (FDP):
Das kann man wohl sagen.

Anton Schaaf (SPD):
Das können Sie Ottmar Schreiner, mir und der Sozial-

demokratie in Gänze vorwerfen. Sie aber haben außer
der Individualisierung überhaupt keine Idee zur Lösung
dieses Problem.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dr. Heinrich L. Kolb (FDP):
Herr Kollege Schaaf, ich habe unsere Position hier

sehr wohl deutlich gemacht. Der Vorteil unserer Position
ist: Es ist die gleiche, die wir hier schon seit Jahren vor-
tragen. Wir sagen: Bei einem solchen Problem, bei dem
man durch rückwirkende Rechtsänderung keine befriedi-
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gende Lösung herbeiführen kann � das gilt insbesondere
angesichts verschiedener Rechtsstände im Bereich des
Rentenrechtes �, ist es die beste Lösung, den Menschen
dadurch gerecht zu werden, dass man ihnen Leistungen
zukommen lässt. Wir schlagen vor, dass dies auf dem
Wege der Nachversicherung geschieht. Ich habe schon in
vergangenen Debatten die Nachversicherung als Lösung
vorgeschlagen. Es ist ja nicht so, dass ich heute im Deut-
schen Bundestag zum ersten Mal die Nachversicherung
vorschlage. Deshalb wundert es mich etwas, wenn Sie
sagen, wir hätten damit hinterm Berg gehalten. Nein, wir
haben immer gesagt: Wir wollen dieses Nachversiche-
rungsangebot zu günstigen Bedingungen. Dabei muss
auch ermittelt werden, zu welchen Bedingungen die Ver-
sicherung in der DDR damals möglich gewesen wäre.
Das wäre � wir haben das berechnet � ein durchaus inte-
ressantes Angebot für die Versicherten gewesen.

Man kann es nicht so machen, wie Sie es vorschlagen.
Sehen Sie uns diese Feststellung nach. Man kann nicht
rückwirkend teilweise Fremdrentenrecht zur Anwen-
dung bringen. Das ist keine wirklich zielführende Lö-
sung.

Wir haben das immer gesagt, und wir sagen das auch
weiterhin. Das ist der Unterschied zwischen SPD und
FDP. Sie haben in diesem Hohen Haus in der Vergangen-
heit mit keinem Wort das vorgeschlagen, was Sie heute
als das Nonplusultra präsentieren. Deswegen sind Sie
unglaubwürdig. Das, was Sie hier tun, ist opportunis-
tisch. Sie können nicht davon ausgehen, dass wir zu die-
sem opportunistischen Handeln die Hand reichen.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat für die Fraktion Die Linke die Kollegin

Martina Bunge.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Martina Bunge (DIE LINKE):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Wir müssen uns heute mit der Rente für die Menschen,
die aus der DDR geflüchtet oder ausgereist waren oder
von den Behörden abgeschoben worden waren, beschäf-
tigen, weil sie zu einem komplizierten Problem gewor-
den ist.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Nach Ihrer Auffas-
sung hätten die in der DDR bleiben sollen!)

Eigentlich war die Situation ziemlich übersichtlich.
All diejenigen, die vor 1989 nach persönlichem Bruch
mit dem System, nach Diskriminierungen, Schikanen
und teilweise Gefängnisaufenthalten aus der DDR in die
Bundesrepublik kamen, wurden mit offenen Armen
empfangen. Weil diese Vorgänge hier anscheinend nicht
in allen Reihen bekannt sind, möchte ich sie im Detail
erläutern.

Da die Verantwortlichen der Bundesrepublik nie die
DDR-Staatsbürgerschaft anerkannt hatten, war die sofor-
tige Ausstellung eines bundesdeutschen Personalauswei-

ses kein Problem. Auch das gelebte Leben wurde für die
Rente so bewertet, als wäre die berufliche Tätigkeit in
der Bundesrepublik absolviert worden. Die Anwart-
schaften wurden also nach dem sogenannten Fremdren-
tenrecht gespeichert. Diejenigen, die bis Mitte der 90er-
Jahre in Rente gingen, erhielten ihre Rente auf dieser
Basis.

Von vielen Betroffenen und auch Abgeordneten unbe-
merkt � ich kann dies bestätigen; ich war damals Mitar-
beiterin der PDS im Deutschen Bundestag � kam es
1993 zu einer klitzekleinen Gesetzesänderung � ein
Halbsatz �, die dazu führte, dass das Renten-Überlei-
tungsgesetz von 1991, das bekanntlich die DDR-An-
sprüche der Alterssicherung überleitet, auch auf diejeni-
gen übertragen wurde, die lange vor 1989 aus der DDR
in die Bundesrepublik übergesiedelt waren. De facto
heißt das, dass die Geflüchteten, Ausgereisten und Ab-
geschobenen wieder zu DDR-Bürgern gemacht wurden,

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]:
Nein!)

zumindest rentenrechtlich.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]:
Auch nicht!)

� Natürlich! � Das ist ein fragwürdiges Konstrukt.

(Beifall bei der LINKEN � Peter Weiß [Em-
mendingen] [CDU/CSU]: Das ist ja schreck-
lich, was Sie hier erzählen!)

Unsere Auffassung ist: Rechtssituationen kann man
nicht nach Zweck und nicht nach Anlass wechseln. Das
ist Willkür.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN � Peter Weiß [Emmendingen]
[CDU/CSU]: Peinlich!)

Diese Personen waren zum Zeitpunkt ihres Übertritts
eindeutig Bundesbürgerinnen und Bundesbürger mit al-
len Konsequenzen; dies kann nicht nachträglich umge-
wandelt werden.

Kollege Schiewerling, damals, nachdem diese Geset-
zesänderung gemacht worden war, hat keiner der Betrof-
fenen eine Information mit einem anderen Feststellungs-
bescheid erhalten. Das erleben sie heute peu à peu, wenn
sie in Rente gehen. Aus Gesprächen weiß ich, dass sie
sich wiederum verletzt fühlen. Sie fühlen sich ein weite-
res Mal enttäuscht, und zwar von einem Staat, von dem
sie das nicht erwartet hätten, dem sie vertraut hatten.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Von der
DDR haben sie nichts Besseres erwartet! � Ge-
genruf des Abg. Alexander Süßmair [DIE
LINKE]: Das hat doch mit der Sache nichts zu
tun! Immer das Gleiche! Das ist peinlich!)

Deshalb unterstützen wir die Anträge der SPD und der
Bündnisgrünen.

Damit lösen wir auch ein Versprechen ein, das wir der
Interessengemeinschaft ehemaliger DDR-Flüchtlinge
e. V. bei einem Kontakt gegeben haben. Wir haben ver-
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sprochen, nicht allein vorzupreschen. Das ist der Grund,
weshalb die Linke in der Sache nichts gemacht hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben ein gemeinsames Agieren bevorzugt. Leider
haben Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen von SPD
und Bündnis 90/Die Grünen, uns bei der Antragstellung
nicht gefragt, obwohl wir Ihnen dieses Begehr übermit-
telt hatten. Wir werden diesen Anträgen aber zustimmen.
Es geht uns hier um die Betroffenen.

Deshalb appelliere ich auch an die Damen und Herren
der Regierungsfraktionen: Überdenken Sie Ihre ableh-
nende Haltung. Stehen Sie zu dem, was Sie immer wie-
der bekunden: Solidarität mit den Flüchtlingen aus der
DDR. Das tun Sie bisher nur mit Worten und nicht mit
Taten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie das jetzt nicht tun, laufen Sie Gefahr, zum
Heuchler zu werden. Ich denke, das sollte sich das Parla-
ment nicht antun.

Ich danke.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD � Ottmar Schreiner [SPD]:
Heuchler sind die leider schon!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Wolfgang
Strengmann-Kuhn von Bündnis 90/Die Grünen.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Normaler-
weise guter Mann!)

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
wollte eigentlich eine sehr sachliche Rede halten, die an-
gemessen ist. Aber ich muss sagen: Das, was die Union
hier abliefert, ist ein absolutes Trauerspiel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Ich fasse es kaum. Es geht nach dem Motto: Wer will,
findet Wege. Wer nicht will, findet Gründe. � Sie zau-
bern permanent irgendwelche Gründe aus dem Hut, wa-
rum alle vorgeschlagenen Lösungen nicht gehen. Ma-
chen Sie endlich einmal etwas!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Wenn Sie unsere Vorschläge kritisieren: Legen Sie doch
selbst etwas vor! Die Menschen warten auf Lösungen
und nicht auf irgendwelche Hirngespinste und wahnsin-
nigen Gründe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN � Peter Weiß
[Emmendingen] [CDU/CSU]: Sieben Jahre
hätte Rot-Grün Lösungen vorlegen können!
Sie haben es aber nicht gemacht!)

� Ich kann das wiederholen: SPD und Grüne haben in
der damaligen Situation parallel gedacht. Das ist auch
dieses Mal so.

Eigentlich wollte auch ich meine Rede mit einem
Hinweis auf den schönen Wegweiser, von dem schon die
Rede war, beginnen. Auch ich lese Ihnen vor, was darin
geschrieben steht � der Kollege Schreiner hat das schon
getan �:

Flüchtlinge und Übersiedler aus der DDR oder Ber-
lin (Ost) werden in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung grundsätzlich so behandelt, als ob sie ihr
gesamtes Arbeitsleben in der Bundesrepublik
Deutschland zurückgelegt hätten.

Das war ein politisches Versprechen, das wir den
Menschen, die in den Westen gekommen sind, damals
gegeben haben. Dieses Versprechen ist später gebrochen
worden, und es wird immer noch gebrochen. Es ist an
der Zeit, das endlich zu ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Es ist eine Ungeheuerlichkeit, dass ausgerechnet die
Menschen, die vor der DDR geflohen und in den Westen
gekommen sind, durch die Wiedervereinigung benach-
teiligt werden. Das ist eine solche Ungeheuerlichkeit,
dass mich wirklich erschreckt, dass die Union hier nichts
unternehmen will.

Weil die ganze Geschichte so unsäglich ist, haben wir
ein ungewöhnliches Verfahren gewählt. Wir wollten ur-
sprünglich zusammen mit der SPD einen Antrag einbrin-
gen. Die SPD war dann schneller. Wir standen vor der
Entscheidung: Unterstützen wir diesen Antrag einfach
nur, oder stellen wir einen wortgleichen Antrag, um zu
unterstreichen, welche Bedeutung dieses Thema für die
Betroffenen hat?

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Hoffentlich ha-
ben Sie auch eine Quelle angegeben!)

Diesen Weg sind wir gegangen.

Ich fand die Idee des Kollegen Schaaf, die Stichtags-
regelung anzuwenden, sofort sehr gut und sehr nachvoll-
ziehbar. Wir haben das dann mit unseren Juristen abge-
klärt; das hat ein bisschen gedauert. Auch sie haben
gesagt: Das ist juristisch haltbar. � Wenn Sie anderer
Meinung sind: Machen Sie es besser! Aber machen Sie
irgendetwas!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Der Musterbrief von Herrn Schiewerling und Peter
Weiß strotzt nur so vor juristischen Feinheiten, die für
die Betroffenen völlig irrrelevant sind.

(Otto Fricke [FDP]: Was? Der Rechtsstaat ist
irrelevant? Interessant!)

Darin stehen sehr schöne Sätze. Es heißt, dass man den
Betroffenen irgendwie helfen will und dass man Ver-
ständnis für sie hat. Aber heute hat man gemerkt: Sie
wollen den Menschen überhaupt nicht helfen. Sie haben
nicht einmal ansatzweise dargestellt, was getan werden
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könnte. Ich muss sagen: Ich bin wirklich fassungslos und
weiß kaum, was ich sagen soll.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: Ich
bin fassungslos über das Verhalten von SPD
und Grünen!)

Schließen möchte ich, indem ich aus dem Schluss des
Vorworts des erwähnten Wegweisers zitiere. Da heißt es:

Verlieren Sie bitte nicht die Geduld, wenn hier und
da einmal etwas nicht so reibungslos läuft, wie Sie
erhofft hatten.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der LIN-
KEN)

Manches Warten und manche Schwierigkeiten wer-
den sich nicht vermeiden lassen. Aber machen Sie
dennoch von Ihren Rechten Gebrauch.

Das haben die Menschen getan.

Sie können dabei stets auf die verständnisvolle und
sachverständige Unterstützung der für Ihre Belange
zuständigen Stellen rechnen.

Für viele DDR-Flüchtlinge klingt das mittlerweile
wie ein Hohn, genau wie das, was Sie auch heute wieder
von sich gegeben haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Die Betroffenen warten schon viel zu lange.

Der Vorschlag von SPD und Grünen liegt auf dem
Tisch. Wenn Sie ihn nicht gut bzw. problematisch fin-
den: Machen Sie es besser! Finden Sie nicht wieder ir-
gendwelche Gründe, die gegen unseren Vorschlag spre-
chen! Ich bin davon überzeugt, dass auch der Kollege
Lange gleich nur sagen wird, was an unserem Vorschlag
nicht geht. Sagen Sie, was geht! Geben Sie den Leuten
wenigstens ein Stück weit Hoffnung.

Wir sind gerne bereit, konstruktive Verhandlungen zu
führen. Wir haben unsere Anträge vor fast einem Jahr,
im Frühjahr/Frühsommer 2011, eingebracht und Ihnen
viel Zeit gegeben, in einen konstruktiven Dialog mit uns
zu treten. Es ist nichts, aber auch gar nichts passiert.
Auch in Ihrem Musterbrief wird nur argumentiert, wa-
rum unser Vorschlag nicht geht. Legen Sie endlich ei-
gene Vorschläge vor! Tun Sie etwas! Sie sind an der Re-
gierung. Wir machen im Sinne der Betroffenen gerne
mit. Die haben es nämlich wirklich nötig.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Das Wort hat der Kollege Ulrich Lange von der CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ulrich Lange (CDU/CSU):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Schreiner, zum Thema Sachlichkeit brauche ich bei
Ihrem Vortrag heute nichts mehr zu sagen. Opportunisti-
scher und heuchlerischer geht es nicht. Dazu kann man
wirklich nichts mehr sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist heuchlerisch
von Ihnen!)

Ich habe in Kürschners Volkshandbuch erst einen
Stern für die Dauer meiner Zugehörigkeit zum Deut-
schen Bundestag, Sie haben, wie wir gehört haben, neun
Sterne, aber Sie haben die lange Zeit, für die Sie diese
neun Sterne bekommen haben, nicht positiv nutzen kön-
nen, um das umzusetzen, von dem Sie jetzt plötzlich
glauben, dass es richtig ist.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie setzen überhaupt
nichts um! Sie machen überhaupt nichts! Sie
lassen die Leute im Regen stehen!)

Wenn es nach Ihnen, dem treuen Vasallen von
Lafontaine, gegangen wäre, dann hätten wir das Problem
natürlich nicht; denn dann hätten wir nicht einmal die
Wiedervereinigung. Hier müssen Sie die Kirche doch
bitte einmal im Dorf lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Völlig irrelevant!)

Herr Schreiner, fangen Sie selber mit der Sachlichkeit
an, bevor Sie darüber reden.

(Iris Gleicke [SPD]: Sie waren mit Ihren Zwi-
schenrufen und sind mit Ihrer Rede ein Fall für
Fremdschämen! � Weiterer Zuruf von der
SPD: Peinlich, was Sie sagen!)

Liebe Frau Kollegin Bunge, Sie haben in der DDR
Marxismus-Leninismus studiert.

(Anton Schaaf [SPD]: Zur Sache, Herr
Lange!)

Vor diesem Staat sind die Menschen in die faire Bundes-
republik Deutschland geflohen, und sie haben dort von
der Gesellschaft, die sie aufgenommen hat, auch ein fai-
res Rentenangebot bekommen. Nach Ihrem Willen wäre
es so natürlich nicht gekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU �
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Peinlich!)

Herr Strengmann-Kuhn, wo waren denn Ihre Gesetz-
entwürfe in den sieben Jahren Rot-Grün? Herr Schreiner,
bei Ihnen waren es elf Jahre.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Sie regieren jetzt doch!)

Es ist völlig egal, zu welcher Tageszeit sie geführt wird:
Diese Debatte ist opportunistisch.
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(Ottmar Schreiner [SPD]: Wo geht es denn
jetzt lang? � Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was soll denn
der Unsinn? Sagen Sie doch mal, was Sie jetzt
wollen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Übersiedler und
Flüchtlinge aus der DDR wurden in der Bundesrepublik
bis zur Maueröffnung nach dem Fremdrentengesetz be-
wertet und originären Bundesbürgern gleichgestellt.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wissen wir schon, Herr Lange!)

Im Rahmen des Renten-Überleitungsgesetzes kam es
dann zu Neubewertungen.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Hallo! Zur Sache,
Schätzchen! � Anton Schaaf [SPD]: Nein, das
war erst 92, nicht 91! Da ist doch nur Ah-
nungslosigkeit unterwegs!)

Diese Rentenminderungen werden ja zum Teil auch
nicht bestritten. Ihr Argument des Vertrauensschutzes,
den Wegweiser von 1989, den Sie vorlegen, gab es zum
Antritt Ihrer Regierung im Jahre 1998 aber auch schon.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist ein politisches
Versprechen!)

Warum haben Sie das damals nicht gelesen und entspre-
chend gehandelt? Der Einstieg, den Sie hier gewählt ha-
ben, ist nicht überzeugend, sondern er ist unglaubwürdig
und unfair.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist doch peinlich,
was Sie hier machen! � Gegenruf des Abg.
Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: Das
ist unehrlich, was Sie hier machen! Das ist so
was von unehrlich!)

Wir alle wissen: Die Schaffung eines Vertrauens-
schutzes im Rentenrecht ist ein äußerst schwieriges Pro-
blem. Jeder weiß, dass auf jedem Rentenbescheid, den
man während der Beschäftigungsphase bekommt � so ist
das auch bei meinem �, �Unter Vorbehalt� steht. Keine
Rentenauskunft ist endgültig und bestandskräftig.

(Zuruf von der SPD: Langweilig!)

� Ja, natürlich, �langweilig�. � Wir alle haben das bei der
Umstellung des Renteneintrittsalters von 65 auf 67 Jahre
erlebt.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Blabla! Nur Luftbla-
sen! Das ist doch völlig irrelevant! Was wollen
Sie denn machen?)

Auch dadurch gab es natürlich Änderungen hinsichtlich
des Vertrauensschutzes.

Die wesentlichen Punkte hat Ihnen der Kollege Weiß
schon genannt.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Dann setzen wir uns
jetzt mal!)

Weder Herr Schreiner noch Herr Strengmann-Kuhn
muss hier jetzt den Empörten spielen. Wo waren Ihre
Vorschläge?

(Ottmar Schreiner [SPD]: Alles ist schon ge-
sagt, nur nicht von Herrn Lange!)

Ja, wir hätten gerne eine optimale Regelung gefun-
den. Der Kollege Weiß hat das auch schon deutlich ange-
sprochen. Wir haben mit vielen Interessenverbänden und
Fachbehörden gesprochen. Die beste Lösung, eine echte,
individuelle Rentengerechtigkeit, die wir alle gerne hät-
ten, wird es � das werden wir uns eingestehen müssen �
am Ende des Tages nirgends geben.

Ich fasse zusammen: Insgesamt haben wir eine gute
und faire Lösung gefunden.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Ich dachte, ihr seid
am Suchen!)

� Lieber Kollege Schreiner, das sage ich Ihnen hier noch
einmal ganz deutlich: Die Bundesrepublik Deutschland
hat eine faire und ausgewogene Sozialgeschichte.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Ottmar Schreiner [SPD]: Der Ball war sehr
flach gespielt! Das war ein richtiger Flach-
mann! � Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Peinlich, ab-
solut peinlich!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Arbeit und Soziales auf
Drucksache 17/6390.

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner
Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags der
Fraktion der SPD auf Drucksache 17/5516 mit dem Titel
�DDR-Altübersiedler und -Flüchtlinge vor Rentenmin-
derungen schützen � Gesetzliche Regelung im SGB VI
verankern�. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? � Gegenstimmen? � Enthaltungen? � Die
Beschlussempfehlung ist angenommen mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tionsfraktionen.

Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die Ab-
lehnung des Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf der Drucksache 17/6108 mit dem Titel �DDR-
Altübersiedler und � Flüchtlinge vor Rentenminderun-
gen schützen � Gesetzliche Regelung im SGB VI veran-
kern�. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? �
Gegenstimmen? � Enthaltungen? � Die Beschlussemp-
fehlung ist mit gleichem Stimmenverhältnis angenom-
men.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 a und b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Uwe
Schummer, Albert Rupprecht (Weiden), Michael
Kretschmer, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten


